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Im Übrigen habe ich nur auf die Forderung gerade von CDU und FDP reagiert, die mir im-
mer wieder vorgehalten haben, wir sollten uns um die geschichtliche Aufarbeitung küm-
mern. 

(Zuruf von Christian Weisbrich [CDU]) 
Ich finde, die geschichtliche Aufarbeitung findet immer vor der eigenen Haustür statt. 

(Hendrik Wüst [CDU]: Kehren Sie vor Ihrer eigenen Haustür!) 
Hier, in diesem Parlament, ist sie dringend notwendig. Deswegen meine ich, man sollte sich 
dieser Aufgabe systematisch und vollständig stellen. Daher erhalte ich - vor allem nach 
dem, was ich heute hier gehört habe - meinen Antrag aufrecht. 

Präsidentin Regina van Dinther: Meine Damen und Herren, es gibt keine weiteren Wort-
meldungen.  
Der Antragsteller, Abgeordneter Sagel, hat direkte Abstimmung beantragt. Wir kommen so-
mit zur Abstimmung über den Inhalt des Antrags Drucksache 14/10012. Wer diesem Antrag 
zustimmen möchte, den bitte ich um das Handzeichen. - Herr Sagel. Wer ist dagegen? - 
CDU, SPD und FDP. Wer enthält sich? - Die Fraktion der Grünen. Dann ist dieser Antrag 
abgelehnt. 
Ich möchte noch betonen, dass das Präsidium so verfahren wird, wie Edgar Moron es gera-
de vorgetragen hat. 
Meine Damen und Herren, wir kommen zu: 

10 Landesregierung muss sich für vollen Erhalt der Bankenaufsicht bei der BaFin einsetzen! 
Antrag 
der Fraktion der SPD 
Drucksache 14/10022 

Entschließungsantrag  
der Fraktion der CDU und 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 14/10058 

Ich eröffne die Beratung und gebe Frau Hendricks von der SPD das Wort. 

Renate Hendricks (SPD): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Ich glaube, es ist schwierig, nach einer solchen Übereinstimmung des Landtags in 
der Frage der Liberalität der Grundrechte und auch der Schuld, die dieses Land auf sich ge-
laden hat, in einen Dissens einzutreten. Gleichwohl habe ich die Aufgabe, jetzt sozusagen 
unsere Position zur Verlegung der BaFin nach Frankfurt darzulegen. 
Vom Staatshaushalt über die sozialen Versicherungen bis hin zur privaten Lebensplanung 
hat die Finanzkrise seit ihrem Ausbruch das gesellschaftliche Leben verändert. Das Finanz-
system ist - leider - latent instabil. 
Vor diesem Hintergrund erleben wir nun, wie im Bund Kompetenzen in der bisher bewährten 
Bankenaufsicht hin- und hergeschoben werden. Denn nach dem Willen von CDU und FDP 
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und dem Bundesbankpräsidenten soll die Bankenaufsicht von der BaFin zur Bundesbank 
nach Frankfurt verlegt werden. 
Meine Damen und Herren, die Finanzkrise ist nicht deswegen ausgebrochen, weil die Ban-
kenaufsicht in Deutschland dezentralisiert ist. Viele Länder mit zentraler Bankenaufsicht ha-
ben die Krise deutlich schlechter gemanagt als wir. Die Finanzkrise ist ausgebrochen, weil 
der politische Wille zur Regulation dieser Märkte fehlte. 

(Beifall von Frank Sichau [SPD]) 
Das Know-how, das die Bankenaufsicht seit 2002 systematisch bei der BaFin gesammelt 
hat, soll nun durch Ordnungs- und Umstrukturierungsmaßnahmen gefährdet werden. Das, 
meine Damen und Herren, ist riskant und für Bürger und Fachleute nicht nachvollziehbar. 
Die BaFin stellt eine moderne Allfinanzaufsicht dar, die Querschnittsbereiche einbezieht und 
durch die Versicherungsaufsicht die Gesamtarchitektur des Finanzwesens im Blick hat. Die-
se Stärke sollte erhalten werden. 
Sie, meine Damen und Herren von CDU und FDP, schreiben in Ihrem Entschließungsan-
trag, dass Sie die Versicherungsaufsicht in Bonn belassen wollen. Das ist von den Koalitio-
nären ausdrücklich nicht entschieden worden.  
Eine Zuständigkeit für die Versicherungsaufsicht sei noch nicht entschieden, heißt es im 
Koalitionsvertrag. 

(Beifall von der SPD) 
Anders als CDU und FDP es in ihrem Entschließungsantrag darstellen, geht der europäi-
sche Trend auf Vorschlag der Kommission dahin, die bisher in drei Säulen aufgeteilten Auf-
sichten in einem gemeinsamen Ausschuss zu verbinden. 
Wenn man sich diese Entwicklung anschaut, wird deutlich, dass es einen klaren Trend zur 
starken Vernetzung und institutionalisierten Zusammenarbeit zwischen den verschiedenen 
Aufsichtsbereichen gibt. Sowohl die Bundesbank wie die Bundesregierung haben ausdrück-
lich erklärt, die Unabhängigkeit der Bundesbank auch nach einem Kompetenzgewinn durch 
die Bankenaufsicht nicht infrage zu stellen. Hiermit aber werden die Fehler, die zur Krise ge-
führt haben, wiederholt. 
Gerade jetzt ist es wichtig, die Bankenaufsicht mit einer Fach- und Rechtsaufsicht auszu-
statten. 

(Beifall von der SPD) 
Mit einem Vorschlag zur Zusammenführung werden - anders als Sie es behaupten - die 
Reibungsverluste bei der Finanzmarktaufsicht erst eingebaut, meine Damen und Herren.  
Die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungen in Bonn existiert seit 2002. Viele Mitarbeiter 
sind mit ihren Familien nach Bonn gezogen. Diesen Mitarbeitern wird nun ein erneuter Um-
zug zugemutet. Es ist zu befürchten - ich weiß das aus den Gesprächen mit den Mitarbei-
tern der BaFin -, dass gerade die Hochqualifizierten nicht umziehen wollen und sich um ei-
nen anderen Arbeitsplatz bemühen. Andere müssen dann umziehen. 
Ein Umzug verbietet sich aus unserer Sicht aus fachlichen Gründen und aus sozialen Grün-
den. Betroffen von einem Umzug der Bankenaufsicht nach Frankfurt sind etwa 300 bis 
400 Mitarbeiter. Das ist ein Viertel der Gesamtarbeitsplätze. 
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Herr Weisbrich, Sie haben heute Morgen formuliert: Menschen aus NRW werden auf keinen 
Fall unter die Räder kommen. - Hier, meine Damen und Herren, haben Sie die ersten Opfer, 
die Sie unter die Räder kommen lassen, weil Sie schlicht und einfach Arbeitsplätze aus 
NRW verlagern. 

(Beifall von der SPD - Christian Weisbrich [CDU]: Wieder eine Unterstellung!) 
Auch wenn Sie heute verlauten lassen, dass eine Zusammenlegung nicht auf Kosten der 
Beschäftigten umgesetzt wird: Das glaubt Ihnen in der BaFin niemand. 
Wir sind für den Erhalt einer effektiven Bankenkontrolle und für den Erhalt der Arbeitsplätze 
in Nordrhein-Westfalen. Es wäre schön, wenn Sie auf den Regierungsbänken sich ebenfalls 
dafür entscheiden würden. Wir sehen dies mit dem Vorhaben der Bündelung der Banken-
aufsicht als nicht gegeben an. - Ich bedanke mich. 

(Beifall von der SPD) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, Frau Hendricks. - Für die CDU spricht nun 
der Kollege Weisbrich. 

Christian Weisbrich (CDU): Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Im 
Hinblick auf die fortgeschrittene Zeit will ich es sehr kurz machen. 
Frau Hendricks, Ihren Lokalpatriotismus kann ich verstehen. 

(Renate Hendricks [SPD]: Das hat mit Lokalpatriotismus nichts zu tun!) 
In der Sache aber laufen Ihre Vorwürfe samt und sonders ins Leere. Bei Ihrer Kritik vermen-
gen Sie verfassungsrechtliche Argumente mit der Unabhängigkeit der Geldpolitik. Sie ver-
mengen die Zusammenführung von rechtlichen Kompetenzen mit Standortfragen. Kompe-
tenzen haben mit Standortfragen überhaupt nichts zu tun. Im Koalitionsvertrag steht un-
missverständlich: „Die Standorte der bisherigen Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsauf-
sicht stellen wir nicht infrage.“ 
Deshalb aus meiner Sicht ein klarer Befund: Sie betreiben hier wieder einmal ganz bewusst 
Panikmache und handeln damit einmal mehr bewusst politisch verantwortungslos. 
Wir haben in unserem Entschließungsantrag deutlich gemacht, warum wir eine generelle 
Zusammenführung der Bankenaufsicht wollen und warum diese Zusammenführung unter 
dem Dach der Bundesbank erfolgen soll. Das sind im Wesentlichen die gleichen Gründe, 
aus denen auch der ehemalige Bundesbankpräsident Ernst Welteke, der bekanntlich Mit-
glied Ihrer Partei war, bereits im Jahr 2000 eine Zusammenführung der Bankenaufsicht bei 
der Bundesbank gefordert hat. Seine damalige Auffassung, dass alle wesentlichen Ent-
scheidungen zentral getroffen werden müssen, hat sich gerade jetzt in der Krise bestätigt. 

(Gisela Walsken [SPD]: Eben nicht! Ganz im Gegenteil!) 
Meine Damen und Herren, es gibt noch einen weiteren wesentlichen Gesichtspunkt zu be-
achten: Die Struktur der Bankenaufsicht muss der bereits weit fortgeschrittenen Europäisie-
rung der Bankenwirtschaft Rechnung tragen, und eventuelle Aufsichtslücken bei grenzüber-
schreitenden Geschäften müssen geschlossen werden. 
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